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Elf Organisationen des
Flüchtlingsratshaben ein

gemeinsames
Positionspapier zur

Rückführungsprozedurfür
AsylbewerberInnen

vorgelegt. Für diejenigen,
die prinzipiell gegen

Abschiebungensind, ein
fauler Kompromiss.

Die Diskussion um die Ab-
schiebung von Flüchtlingen hat
eine neue Phase erreicht: Wäh-
rend bis zu 2.000 abgelehnte
AsylbewerberInnen in Luxem-
burg weiterhin damit rechnen
müssen, demnächst in ihre Hei-
matländer abgeschoben zu wer-
den, haben elf Organisationen
bei einer Pressekonferenz ein
Positionspapier vorgelegt, das
die Rahmenbedingungenfür die
Abschiebungenregelnsoll.
"Flüchtlinge, die kein Asyl er-

halten haben, dürfen nicht auto-
matisch ausgewiesen werden",
sagte Pit Mergen von Amnesty
International. JedeRsolle seine/
ihre persönliche Situation be-
schreiben und die Gründe darle-
gen können, warumer/sie nicht
ins Herkunftsland zurückkehren
kann. Eine Überprüfung von Fall
zu Fall sei notwendig. Die end-
gültige Entscheidungliege letzt-
endlich in den Händen des Jus-
tizministeriums.
Nach Auffassung der elf Orga-

nisationen − neben Amnesty In-
ternational sind dies ACAT,
ASTM, Alliance des Eglises Pro-
testantes, Caritas, CCEA, CLAE,
Croix−Rouge, Iwerliewen fir be-
dreete Volleker, Jesuit Refugee
Service und Sesopi − werden die

bisherigen Kriterien für die
Rückführung von definitivabge-
lehnten AsylbewerberInnen bis-
her zu restriktiv ausgelegt. Das
1996 gesetzlich verankerte To-
leranzstatut sei bisher nicht an-
gewandt worden. "Viele Men-
schen, die keinen Flüchtlings-
status nach den Genfer Konven-
tionen erhalten, können den-
noch nicht inihr Ursprungsland
zurück", erklärte Marc Elvinger
(ASTM).
Durch die labile wirtschaftli-

cheSituationinihrer Heimat ha-
ben viele ImmigrantInnen dort
keine Perspektive. Nicht wenige
seien bereits fest in die luxem-
burgische Gesellschaft integ-
riert, fügte Yves Schmit (Cari-
tas) hinzu. Eine Rückführungsei
demnach nicht wünschenswert.
Diesen Menschen sollte ein be-
fristeter Aufenthalt zugesichert
werden. "Wir wollen keine blin-
den Abschiebungen." So stehen
die moslemischen Montenegri-
nerInnen aus dem Sandschak,
denen zurzeit in Luxemburg die
Ausweisung droht, nach einer
Rückkehr in die von Armut und
Arbeitslosigkeit geprägte ser-
bisch−montenegrinische Grenz-
regionvor demNichts.
Kohärenz, Voraussehbarkeit

und Rechtsstaatlichkeit müs-
sten Imperative jeder Rückfüh-
rungspolitik sein, heißt es in
dem Positionspapier, in dem
Mindeststandards für die Aus-
weisung erhoben werden: Die
Asylprozedur solleinnerhalb ei-
nes besti mmten zeitlichen Rah-
mens verlaufen. Ist zumBeispiel
eine Rückführung nicht sofort
durchführbar und hat sich das
Ministerium nach einem Jahr
noch nicht gerührt, müssen
dem Antragsteller das Aufent-
haltsrecht und eine Arbeitser-
laubnis erteilt werden. Ist seine
sofortige Rückkehr möglich,
kann er trotzdemseine Gründe
gegen eine Abschiebung darle-
gen. Bis er das luxemburgische
Territoriumverlassen hat, steht
ihm soziale Unterstützung zu.
Schließlich soll er laut Positi-
onspapier Anspruch auf Rück-
kehrhilfe und psychologische
Betreuunghaben.

Zwar könne eine Zwangsrück-
führung nur das letzte Mittel
sein, wie es in dem Dokument
heißt, Zwangsrückführungen an
sich schließen die Unterzeich-
nerInnen jedoch nicht aus. Ein
Kompromiss, der einigen ent-
schiedenzu weit geht. Nicht ein-
verstanden mit den genannten
Mindeststandards ist Déi Lénk.
"Wir sind gegen jede Zwangs-
rückführung", sagt der Chamber−
Abgeordnete Serge Urbany ge-
genüber der woxx. Der Jurist
GuyThomas hält das Papier der-
weil garfürtaktischnicht beson-
dersklug. Eslasseder Regierung
einen zu großen Spielraum− oh-
ne Kontrolle durchein Gericht.

Unfrei willige Handlanger
Auch die Grünen bleiben bei

ihrer prinzipiellen Position ge-
gen Abschiebungen, wie die De-
putierteRenée Wagener betonte.
Zudem berge das Positionspa-
pier angesichts des harten Vor-
gehens der Regierung Gefahren:
Die UnterzeichnerInnenkönnten
sich unfreiwillig zu deren Hand-
langern machen.
Als einzige Organisation des

Flüchtlingsrats hat die Asti das
Papier nicht unterzeichnet. De-
ren Sprecher Serge Kollwelter:
"Es ist illusorisch anzunehmen,
dass die Regierung auf solche
Mindeststandards eingeht, wenn
sie sich nicht einmal bemüht,
die Verfassung einzuhalten."
Kollwelter nennt dabei das Ab-
kommen mit Jugoslawien, das
Luxemburg kürzlich unterzeich-
net hat unddas die Rückführung
der Flüchtlingeregelnsoll. Darin
sichert diejugoslawische Regie-
rung die Wiederaufnahme ihrer
Landsleute und deren humane
Behandlungzu. Die Asti war Mit−
Initiatorineiner Kundgebungam
vergangenen Freitag gegen die-
ses Abkommen und gegen die
damit verbundenenAbschiebun-
gen. èber den Vertrag soll nach
Worten von Premierminister
Jean−Claude Juncker i m Parla-
ment abgesti mmt werden. Dort
ruhen übrigens auch die sechs
Vorgängerabkommen mit ande-
ren Staaten. Sie wurden bis heu-
te nicht ratifiziert.
Serge Kollwelter sieht in der

Politik der Regierungeinenekla-
tanten Widerspruch: "Einerseits
werden hier Arbeitskräfte ge-
braucht, andererseits Men-
schen, die hier arbeiten wollen,
abgeschoben." Erst kürzlich ha-
beihneinLandwirt darauf ange-
sprochen, dass er jemanden als
Erntehelfer einstellen wollte, der
aber i m Zuge der Regularisie-
rung einen negativen Bescheid
bekommen habe und nunausge-
wiesen werden soll. Kollwelter
ist nach eigenen Worten nicht
grundsätzlich gegen Abschie-
bungen, "aber wir müssen den
Menschen eine Perspektive ge-
ben, ob hier in Luxemburg oder
inihrer Heimat."
Als "einen interessanten Ver-

such", die Asylprozedur so
großzügig wie möglichzugestal-
ten, bezeichnet Ben Fayot
(LSAP) das Papier. Schließlich
müsse der Staat gewisse Regeln
aufstellen. Die Regierung könne
solchenBemühungengegenüber
nicht taub sein, so das Mitglied
der parlamentarischenImmigra-
tionskommission. Das Positions-
papier der elf Organisationen
liegt Justizminister Luc Frieden
bereits vor. Eine Antwort blieb
der Justizminister aber bisher
schuldig.
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Warten aufdie Abschiebung? KinderimFlüchtlingsfoyer. (Foto: Christian Mosar)

Lesnon−communautairespourront voter ...
en 2017
Dans son avis concernant la réforme de la loi électora-
le, le Conseil nati onal pour étrangers (CNE) relève la
curieuse attitude du Gouvernement en matière de droits
politi ques des non−communautaires. En effet, si le Gou-
vernement considère l ui− même que "l'i ntroduction pro-
jetée de l' électorat actif au profit des ressortissants non
communautaires pour les électi ons communales con-
stitue sans doute l'i nnovation la pl us i mportante
i nsérée dansle présent projet detexte", il a glissétout à
lafi n du corps du projet de l oi une minuscule dispositi-
on transitoire. L' article 357 sti pule que "les dispositi ons
de l' article 2 poi nt 6̊ concernant les ressortissants non
communautaires, domiciliés au Grand−Duché de
Luxembourg entrent en vi gueur le 1er janvier 2012".
C' est dire que l' attitude, ô combien courageuse, an-
noncée dans l' exposé des motifs − qui ne concerne
d' ailleurs que le droit de vote actif, l'i dée d' une candi-
dature non communautaire semblant devoir rester
sacrilège − n' est que faux−semblant. Si les échéances
électorales restent i nchangées, les non communautai-
res ne pourront voter au niveau communal qu' en octo-
bre 2017! Petite l ueur d' espoir: le gouvernement s' est
trompé de numérotati on: il n' existe tout si mplement
pas d' article 2 point 6̊ dans son projet del oi.

"Mehr Parkplätzeja oder nein?
"Am heuti gen Freitag wird sich der hauptstädtische Ge-
mei nderat ei n zweites Mal mit ei nem Tagesordnungs-
punkt befassen, wonach die Zahl der zu schaffenden
Parkplätze bei neuen Verwaltungs− und Bürogebäuden
ei ngeschränkt werden soll. Ausnahmen gi bt es nur
dort, wo nicht auf den öffentlichen Nahverkehr zurück-
gegriffen werden kann. Der Vorschlag, der eigentlich i n
der Logik, den Pendelverkehr aus der Stadt zu drängen,
nur konsequent ist, fand Widerstand sowohl bei den
LSAP−Gemeinderäten als auch i nnerhal b der Ratsmehr-
heit sel bst. Während die meisten sich ei n Arbeitsleben
ohne Auto wohl sel bst nicht vorstellen können, kritisier-
ten auch BefürworterI nnen der Reform, dass die Stadt
das Pendant der Maßnahme, nämlich ei nen massiven
Ausbau des Angebots an öffentlichem Transport, bis-
lang nicht geliefert habe. I mmerhi n habe die heuti ge
Mehrheit den geplanten Bau ei nes Tramsystems durch
das Stadtzentrumverhi ndert. Widersprüchlich sei auch,
dass mit dem unterirdischen Parki ng Monterey die
Stadt selbst den Parkraumi m Stadtzentrum erhöht ha-
be. Sowohl Gemei nde− als auch Staatsgebäude sollen
nämlich ebenfalls unter die Regel ung fallen − vor allem
der Staat aber klotzt bei m Bau sei ner Gebäude, wenn es
umParkraumgeht.

Journalistische Freiheit bedroht
Durch den US−amerikanischen Anti−Terrorismus−Feld-
zug haben die Gefahren für JournalistI nnen weltweit zu-
genommen. "The declaration of a war on terrorism by
the United States and its i nternational coaliti on has
created a dangerous situati on i n which journalists have
become victi ms as well as key actors i n reporti ng
events", schrei bt Ai dan White, Generalsekretär der I n-
ternationalen Journalisten−Föderati on (I JF), i n sei nem
Schl ussbericht über den 11. September und sei ne Aus-
wirkungen auf den Journalismus und die bürgerlichen
Frei heiten. Kurz nach den Terrorangriffen vom 11. Sep-
tember startete die I JF unter JournalistI nnen i n mehr
als 20 Ländern ei ne Umfrage. Das erste Zwischener-
gebnis, bereits i m vergangenen Oktober veröffentlicht,
dokumentiert die zunehmende Furcht vor ei ner sich
schnell entwickel nden weltweiten Krise des Journalis-
mus. Ei n dreiviertel Jahr später wurden die Befürchtun-
gen bestäti gt: Der kürzlich veröffentlichte Schl ussbe-
richt geht auf I nformati onen von IFJ−Mitgliedern und
Gruppen zurück, die für die Pressefrei heit kämpfen. Er
bezieht die Entwickl ungen bis Anfang Juni mit ei n. Da-
bei sei i n zahlreichen Ländern ei ne Sti mmung der Para-
noia festgestellt worden, der auch die journalistische
Frei heit bedrohe, so White.
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